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Die Europäische Union hat zum 1. Mai 2004

die größte Erweiterung ihrer Geschichte voll-

zogen: zehn neue Mitgliedstaaten, fast alle

mit Grenzregionen nach innen (zu EU-Part-

nerstaaten) und nach außen. Für Millionen

von Bürgern ist die Erfahrung, in der Nähe ei-

ner trotz aller Integrationsfortschritte poli-

tisch und kulturell trennenden Grenze zu le-

ben, alltägliche Wirklichkeit. Daher kommt

in der gesamten EU der Gestaltung der jewei-

ligen grenznahen Räume besondere Bedeu-

tung zu, weil auf dieser Ebene – neben der 

nationalen und gemeinschaftlichen Ebene –

die Zusammenarbeit innerhalb der EU un-

mittelbar erfahrbar wird. Grenzüberschrei-

tende Kooperation ist von der Peripherie in

das Zentrum europäischer Lebenswirklich-

keit gerückt.

Vor diesem Hintergrund kommen den

langjährigen und reichen Erfahrungen ent-

lang der deutsch-französischen Grenzregio-

nen, einschließlich der Kontakte zu Drittlän-

dern wie der Schweiz, Luxemburg und Bel-

gien, exemplarische Bedeutung zu. Andere

Staaten schauen mit Interesse, manchmal

auch mit Neid auf  das dichte deutsch-franzö-

sische Netz der Kooperation in regionalem

Maßstab. Seit der „Poitiers-Konferenz“ vom

Oktober 2003, in der zum ersten Mal die

deutschen Bundesländer und die französi-

schen ‘Régions’ zur Verabredung verstärkter

regionaler Kooperation zusammenkamen,

hat dieser Prozess noch weiteren Schub er-

halten. Unsere folgenden Anmerkungen be-

ziehen sich auf die Gesamtheit der deutsch-

französischen Grenzregionen, die bislang

eher als zwei große Räume betrachtet und

selten als Einheit gesehen wurden. Konkret

geht es um die bestehenden deutsch-franzö-

sischen Aktivitäten in der Großregion Ba-

den-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Saar-

land, Région Alsace, Région Lorraine und um

die zum Teil trilateralen Kooperationsfor-

men mit den angrenzenden Staaten Schweiz

und Luxemburg.1

Systematisch betrachtet kann zwischen

drei Arten von Institutionen und Initiativen

innerhalb dieser Kooperationsräume unter-

schieden werden: Erstens verschiedene insti-

tutionelle Formen der Zusammenarbeit ent-

lang der Grenze , die von unterschiedlichem

politischem Gewicht und von unterschied-

licher Bedeutung für die inhaltliche Ausge-

staltung der Kooperation sind. Es sind in den

betroffenen Gebietskörperschaften angesie-

delte Einrichtungen, die unmittelbar Teil der

institutionalisierten Zusammenarbeit in den

Grenzregionen sind. Sie arbeiten in der Re-
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gion für die Region. Wichtigste Beispiele von

erheblichem politischem und praktischem

Gewicht sind die auf eine deutsch-fran-

zösisch-schweizerische Regierungsverein-

barung zurückgehende Oberrheinkonferenz

beziehungsweise die ebenfalls auf einer trila-

teralen Regierungsvereinbarung beruhende

Großregion SaarLorLux. In diese Kategorie

gehören auch  kleinere Kooperationseinhei-

ten innerhalb dieses Kooperationsraums.

Das Mandatsgebiet der Oberrheinkonferenz

teilt sich zum Beispiel in drei solcher kleine-

ren Einheiten auf. Dabei handelt es sich um

die RegioTriRhena, die AG Centre und PAMI-

NA, die in der Form von Vereinen, grenzüber-

schreitenden Arbeitsgemeinschaften oder

grenzübergreifenden Zweckverbänden kon-

stituiert sind. 

Die zweite Kategorie betrifft in den

Grenzregionen angesiedelte Institutionen,

die von den regionalen politischen Struktu-

ren gegründet worden sind und mit ihrer Ar-

beit auf die Region selbst zielen, aber über

die Region hinaus wirken. Zu dieser Katego-

rie gehört zum Beispiel das Infobest-Netz-

werk. Dieses richtet sich an alle Privatperso-

nen, Vereine, Unternehmen  oder öffentliche

Einrichtungen, die Fragen in Zusammen-

hang mit dem Nachbarland haben, etwa über

Unterschiede bei den beiden Rechtssyste-

men. Anders als der Euro Info Verbraucher

e.V. handelt es sich bei den Infobest-Bera-

tungsstellen nicht um Vereine, sondern um

öffentliche Einrichtungen, die von mehreren

deutschen, französischen und, im Falle von

Infobest Palmrain und Infobest Vogelgrun/

Breisach, schweizerischen Trägern getragen

werden. Im Falle der Infobest-Beratungsstel-

le Straßburg/Kehl sind dies beispielsweise

der französische Staat, die Région Alsace,

das Département du Bas-Rhin, die Stadtge-

meinschaft Straßburg, die Stadt Kehl, der

Ortenaukreis und das Land Baden-Württem-

berg. Bis 1999 wurde die im Jahr 1993 ge-

gründete Beratungsstelle auch von Geldern

aus den INTERREG-Fördertöpfen der EU fi-

nanziert; seit dem Ende der INTERREG II-

Projektphase erfolgt die Finanzierung aus-

schließlich aus öffentlichen Geldern. Im Jahr

2002 haben die Beratungsstellen insgesamt

über 15 000 Anfragen bearbeitet, die Inter-

netseiten des Netzwerks (www.infobest.org)

werden täglich sehr stark frequentiert.

Drittens gibt es in den Grenzregionen lo-

kalisierte Institutionen, die unabhängig von

den regionalen politischen Strukturen ent-

standen sind, die mit ihrer Arbeit nicht aus-

drücklich auf die Region selbst zielen, son-

dern deutsch-französische Aufgaben wahr-

nehmen und internationale Ausstrahlung ha-

ben. Diese Institutionen werden in der Regel

nicht als Teil der „grenzüberschreitenden Zu-

sammenarbeit“ verstanden, sind aber eine

wichtige Realität der deutsch-französischen

Kooperation, die von der Region ausgeht.

Dazu gehören beispielsweise institutionelle

„Akteure“ wie die Deutsch-Französische

Hochschule in Saarbrücken oder wichtige

private Stiftungen und Forschungseinrich-

tungen, die teilweise, wie beispielsweise die

Robert Bosch Stiftung, zum Kernbestand

deutsch-französischer zivilgesellschaftlicher

Kooperation und Kommunikation zu rech-

nen sind. Ferner gehören dazu auch deutsch-

französische Medieneinrichtungen im Grenz-

raum – an erster Stelle natürlich Arte – oder

Dialogplattformen, das heißt regelmäßig wie-

derkehrende Konferenzen und Gesprächs-

kreise, die zu wechselnden Rahmenthemen

in einen fundierten Dialog über gesellschaft-

liche und politische Fragen treten. 

Alle drei Kategorien gilt es zusammen in

den Blick zu nehmen, wenn man die deutsch-

französische Kooperation fortentwickeln und

für Dritte nutzbar machen will. 

Entwicklungspotenziale 
und Blockaden
Zu diesen unterschiedlichen Formen grenz-

überschreitender Kooperation liegt eine gan-

ze Reihe von neueren Untersuchungen vor,
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die sowohl mit Blick auf  konzeptionelle als

auch empirische Aspekte durchaus ertragreich

sind. Dies gilt sowohl für Analysen, die

„grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwi-

schen den Regionen in Europa“2 von der 

Entstehung des rechtlichen Rahmens über

unterschiedliche Praxiserfahrungen bis hin

zur zukünftigen europäischen Regionalpoli-

tik in Fallstudien untersuchen, als auch für

Beiträge zur politischen Institutionenbil-

dung in grenzüberschreitenden Regionen be-

ziehungsweise für Ansätze, die an einem

konkreten Einzelfall die Frage nach einer Op-

timierung europäischer Mehrebenenpolitik

stellen. Ausführlich untersucht ist nicht zu-

letzt die grenzüberschreitende Kooperation

in der Obberrheinregion3, die sowohl vom

Grad der Institutionalisierung als auch von

der Bandbreite der Inhalte grenzüberschrei-

tender Zusammenarbeit gemeinsam mit

SaarLorLux sicherlich ein herausragendes

Beispiel darstellt.

Allerdings sind die ursprünglich zum Teil

geradezu euphorisch beschriebenen Perspek-

tiven und Handlungsmöglichkeiten regiona-

ler Zusammenarbeit in Europa mittlerweile

einer durchaus nachvollziehbaren Ernüchte-

rung gewichen: Weder haben sich Erwartun-

gen erfüllt, die im Zuge europäischer Inte-

gration eine wachsende grenzübergreifende

Herausbildung neuer regionaler Identitäten

prognostiziert haben, noch sind nachhaltige,

strukturell bedeutsame Kooperationsformen

in der regionalen Zusammenarbeit zwischen

Frankreich und Deutschland entstanden. Der

ebenfalls häufig prognostizierte (besser: 

rhetorisch beschworene) Paradigmen- und

Bedeutungswandel lokaler beziehungsweise 

regionaler grenzübergreifender Politik hat

nicht stattgefunden. Im Gegenteil: Ungeach-

tet eines kaum noch überschaubaren (und

deshalb häufig zu Recht als Wildwuchs be-

zeichneten) Geflechts von Einrichtungen

und Formen dieser grenzübergreifenden Zu-

sammenarbeit und einer durchaus bemer-

kenswerten rechtlichen Fundierung beispiels-

weise kommunaler Kooperation zwischen

Frankreich und Deutschland4 ist eine – zuge-

spitzt formuliert – gewisse Beliebigkeit, Wir-

kungslosigkeit und Provinzialität grenz-

überschreitender regionaler Zusammenar-

beit nicht von der Hand zu weisen. Die quan-

titative Erweiterung erzeugt ganz offensicht-

lich nicht den qualitativen Sprung, der für die

grenzübergreifende Zusammenarbeit not-

wendiger denn je ist.

Neben anderen denkbaren Erklärungen

für diese Situation sind zwei Erklärungsan-

sätze besonders wichtig: zum einen die of-

fensichtliche Unterausnutzung bestehender

Kooperationspotenziale, zum anderen die

Tatsache, dass bislang die faktischen Gege-

benheiten grenzübergreifender Zusammen-

arbeit bei weitem nicht ausreichend und

nicht differenziert genug berücksichtigt wer-

den. In diese zuletzt genannte Kategorie ge-

hören beispielsweise der politisch-rechtliche

Kontext, die wirtschaftliche Symmetrie zwi-

schen den beteiligten Regionen, die Entwick-

lung der Fähigkeit sprachlicher Kommunika-

tion – um nur diese drei zu nennen –  und ih-

re Wirkung auf unterschiedliche Formen

grenznaher Zusammenarbeit. 

Zur Analyse von Faktoren, die das beste-

hende Defizit erklären können, gehört auch

die Benennung von manifesten Blockadefak-

toren, wie beispielsweise die Tatsache, dass

gesellschaftliche und politische Kernberei-

che, die den Einzelnen unmittelbar betreffen

(zum Beispiel Arbeitsmarkt und Sozialord-

nungen), im weitesten Umfang weiterhin na-

tional bestimmt werden. Daraus folgt auch

die schlichte Feststellung, dass beispiels-

weise die grenzübergreifende Arbeitsmobi-

lität und der grenzübergreifende Sozial-

schutz faktisch auf ein Minimum reduziert

werden – und zwar ungeachtet aller rhetori-

schen Beschwörungen einer angenommenen

oder angestrebten hohen Mobilität: Von den

circa 370 Millionen Einwohnern der EU vor

der Erweiterung überschritten lediglich 1,5

Millionen eine Grenze, um in einem anderen



Staat zu arbeiten. Dieses Aufkommen ent-

spricht der eher bescheidenen Quote von et-

wa 0,4 Prozent.

Versucht man insgesamt eine globale

Einschätzung der außerordentlich zahlrei-

chen Formen und Bereiche  grenzüberschrei-

tender Zusammenarbeit, so lassen sich die

folgenden Stärken und Schwächen insbeson-

dere der institutionalisierten Kooperation

besonders hervorheben.

Einbeziehung der Bürger und
Transparenz der Strukturen 
Es kann zunächst festgestellt werden, dass es

zwar sowohl im Bereich der Oberrheinkonfe-

renz als auch im Bereich der Großregion

SaarLorLux den erklärten Willen gibt, die

grenznahe Kooperation tief  im Bewusstsein

der Bürgerinnen und Bürger zu verankern,

die sie letztlich tragen und mit Leben erfüllen

sollen. Ein bedeutender Teil der Koopera-

tionsprojekte ist derzeit allerdings auf der

politisch-administrativen Ebene angesiedelt.

Dies ist zunächst kein Nachteil: Die Bewoh-

ner der Grenzregionen profitieren in hohem

Maße von dieser politischen Kooperation, et-

wa von grenzübergreifenden Verkehrspro-

jekten oder von Beratungseinrichtungen wie

den Infobest-Stellen. Allerdings gestalten sie

diese Zusammenarbeit in der Regel nicht ak-

tiv mit. Die grenzübergreifende Kooperation

hat sich in den vergangenen Jahren noch all-

zu häufig in der Erstellung von gemein-

schaftlich erarbeiteten wissenschaftlichen

Expertisen erschöpft, die zwar die Möglich-

keiten für eine tatsächliche Zusammenarbeit,

etwa im Bereich der Raumplanung und des

Umweltschutzes, aufzeigen, aber nicht zu ei-

ner solchen neuen Form gemeinsamer Poli-

tik führen. Diese Form der Kooperation

bleibt allzu häufig eine Sache der Experten

und politisch Verantwortlichen. Positive An-

sätze sind hier aber deutlich erkennbar. Die

rege Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger

an der Debatte über den Eurodistrikt Straß-

burg–Kehl und die Resonanz auf den Drei-

länderkongress „Bürger sein am Oberrhein“

zeigen deutlich, dass es, vor allem im un-

mittelbaren Grenzbereich, ein grundlegen-

des Interesse an der grenzübergreifenden

Kooperation und an neuen Formen der Zu-

sammenarbeit gibt. Dieses sollte auch in Zu-

kunft dauerhaft geweckt werden; zum ande-

ren sollte darauf geachtet werden, dass die

grenzübergreifende Zusammenarbeit für die-

jenigen Bereiche konzipiert und angescho-

ben wird, die für die Bewohner der Koopera-

tionsräume von elementarem, alltäglichem

Interesse sind. Die grenznahe Kooperation

sollte pragmatisch auf die Bedürfnisse der

Bürgerinnen und Bürger zugeschnitten sein

und auch flexibel auf diese Bedürfnisse rea-

gieren können. Neben der bereits stattfin-

denden finanziellen und logistischen Unter-

stützung von zivilgesellschaftlichen Initia-

tiven könnte eine verstärkte Einbindung zi-

vilgesellschaftlicher Akteure in die bestehen-

den Strukturen der Kooperationsräume zu

solchen pragmatischeren und flexibleren

Formen der grenznahen Zusammenarbeit

beitragen. Die Einbeziehung der Zivilgesell-

schaft bei Konzeption des Eurodistrikts

Straßburg–Kehl hat bewiesen, welch ein gro-

ßes Potenzial hier vorhanden ist. Die Politik

sollte dieses Potenzial verstärkt nutzen und

die Zivilgesellschaft, etwa im Rahmen von öf-

fentlichen Konferenzen, in die Planung und

Umsetzung der grenzübergreifenden Koope-

ration regelmäßig einbeziehen.  

Die verstärkte Einbindung der Zivilgesell-

schaft sowie die breite Verankerung der

grenzübergreifenden Zusammenarbeit im

Bewusstsein der Bevölkerung werden mo-

mentan noch durch die mangelnde Transpa-

renz der bestehenden Strukturen und Akti-

vitäten erschwert. Die bestehenden Koope-

rationsformen und die damit verbundenen

Chancen für die Regionen entlang der

deutsch-französischen Grenze sind weder in

der Berichterstattung der Medien, noch in

der politischen Diskussion besonders prä-
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sent, was letztlich dazu führt, dass sie auch

im Bewusstsein der jeweiligen Bevölkerun-

gen nicht in ausreichendem Maße verankert

sind und die mit ihnen verbundenen Chancen

und Möglichkeiten häufig nicht genutzt wer-

den. Dies hängt nicht zuletzt auch mit der in-

stitutionellen Vielfalt der Kooperationsfor-

men zusammen, die es dem interessierten

Betrachter schwer macht, die bestehende Zu-

sammenarbeit und die damit verbundenen

Möglichkeiten zügig zu erfassen. 

Die Öffentlichkeitsarbeit ist allerdings in

den vergangenen Jahren in den verschiede-

nen Kooperationsräumen bereits deutlich

verstärkt worden, etwa mit der Errichtung

neuer Institutionen (zum Beispiel Kompe-

tenzzentrum in Kehl, EIZ in Saarbrücken)

und mit Auftritten im Internet. Es kommt

nun darauf an, auf diesem Wege fortzu-

schreiten, um eine größere Transparenz der

Strukturen und Aktivitäten dauerhaft zu ge-

währleisten.   

Kommunikationsprobleme und
asymmetrische Zuständigkeiten 
In verschiedenen Feldern der Kooperation

gibt es häufig identische Bemühungen im

Rahmen der Oberrheinkonferenz und der

Großregion SaarLorLux, es findet aber kaum

ein Erfahrungsaustausch, geschweige denn

eine Koordinierung der jeweiligen Aktivitä-

ten statt. Es gibt derzeit zwei getrennt von-

einander agierende grenznahe Koopera-

tionsräume; die grenznahe Zusammenarbeit

zwischen Deutschland und Frankreich teilt

sich also de facto in die Kooperations-Bezie-

hungspaare Baden-Württemberg–Elsass und

Saarland–Lothringen auf, Rheinland-Pfalz

ist als einziges Bundesland  in beide Koope-

rationsräume involviert. Einer dauerhaften

Stärkung des gesamten deutsch-französi-

schen Grenzraums ist diese Zweiteilung je-

doch eher abträglich, es sei denn, es würde

ein gut funktionierender Austausch zwi-

schen den beiden Räumen bestehen, von

dem letztlich beide profitieren könnten. Nur

in einigen wenigen Themenbereichen gibt es

gemeinsame Strukturen, in denen wechsel-

seitige Information und Erfahrungsaustausch

organisiert werden. Die Großregion von der

Schweizer Grenze bis nach Luxemburg könn-

te sowohl in pragmatischer Hinsicht als auch

im Hinblick auf eine stärkere Wahrnehmbar-

keit im politischen Bereich nur gewinnen,

wenn hier neue Wege beschritten würden.

Die vor kurzem etablierte Partnerschaft zwi-

schen dem Saarland und dem Elsass weist in

die richtige Richtung.

Allgemeiner gesprochen muss kontinu-

ierlich überprüft werden, ob die administra-

tiven Einteilungen des Raumes gut begründet

sind: Sind die drei Unterteilungen der Ober-

rheinkonferenz ausreichend, um eine Eigen-

dynamik zu entfalten? Hat der Eurodistrikt

den richtigen Zuschnitt, um Unternehmen

und Institutionen anzuziehen? Entsprechen

die administrativen Einheiten der Realität,

die von den Bürgern empfunden wird? Sind

die momentanen Grenzen zwischen den Dé-

partements gleichzeitig auch die Linien, an

denen sich ein Gefühl der Zugehörigkeit der

Bürger festmachen lässt? Diese Fragen sind

zentral, wenn man die Kommunikation zwi-

schen den verschiedenen Teilen des rheini-

schen Raums verbessern will und wenn die

Region eine eigenständige Ausstrahlungs-

kraft entfalten soll.

Der Absichtserklärung, eine verstärkte

grenzübergreifende Kooperation zu ermög-

lichen, folgen zu wenige Taten seitens der na-

tionalen Gesetzgeber. Die rechtlichen Zu-

ständigkeiten der jeweiligen Gebietskörper-

schaften (Bundesländer, Regionen, Kommu-

nen) differieren sehr stark; damit wird eine

wirkliche gemeinsame politische Bearbei-

tung vieler Problemfelder sehr erschwert.

Das politische Programm, den Regionen und

kleineren Gebietskörperschaften im Bereich

der grenzübergreifenden Kooperation mehr

juristische Möglichkeiten und mehr politi-

schen Spielraum zu geben, verträgt sich ge-



nerell nicht mit dem politischen Willen der

bislang zuständigen Stellen und Akteure, die

politische Kontrolle und Steuerung nicht aus

der Hand zu geben. Dies betrifft in beson-

derem Maße die französische Seite, wo der 

Zuständigkeits- und Autonomietransfer nur

langsam vorankommt.

Umgekehrt kann man feststellen, dass

die Akteure in der hier betrachteten Region

faktisch weit über die Region hinauswirken,

sich also ein „schleichender Kompetenzzu-

wachs“ einstellt. Wenn, um nur ein Beispiel

zu nennen, im Infobest-Netzwerk alle rele-

vanten Fragen und Hindernisse der deutsch-

französischen Kooperation behandelt wer-

den, so ist dies gleichzeitig eine nationale

Aufgabe und Dienstleistung. Diese faktische

Ausweitung der Zuständigkeiten kollidiert

mit dem Anspruch der nationalen Regierun-

gen, sich die „große“ Dimension deutsch-

französischer Zusammenarbeit vorzubehal-

ten. Über diese neue Form von Zuständig-

keitsmix und Konkurrenzsituation gibt es

bislang weder ausreichendes Bewusstsein

noch eine offene Diskussion.

Ideelle Überfrachtung 
Im Zusammenhang mit der grenzüberschrei-

tenden Zusammenarbeit ist häufig von einer

„neuen, grenzüberschreitenden Identität“

und einem „neuen Regionalbewusstsein“ die

Rede. In den deutsch-französischen Grenz-

regionen ist das Bedürfnis nach einer „neu-

en transregionalen Identität“ aber nicht auto-

matisch gegeben. Bei den bestehenden Vor-

behalten gegenüber den Regierungen in den

Hauptstädten und dem in den französischen

Grenzregionen (insbesondere im Elsass) be-

stehenden Wunsch nach einer weitergehen-

den Dezentralisierung des Staatsaufbaus

handelt es sich um innenpolitische Phäno-

mene. Die grenzübergreifende Kooperation

an der deutsch-französischen Grenze birgt

damit für Berlin und Paris deutlich weniger

politischen Zündstoff als etwa die Koopera-

tionsräume an der spanisch-französischen

Grenze (Katalonien, Baskenland), wo die

Rückbesinnung auf eine gemeinsame Iden-

tität, die zudem auf eine gemeinsame Spra-

che aufbauen kann, die Schlüsselmotivation

für die Zusammenarbeit bildet. Es gibt zwi-

schen Deutschland und Frankreich keine se-

paratistischen Tendenzen und die neuen

Strukturen werden nicht von jenen margina-

len politischen Kräften ausgenutzt, die in den

Kooperationsräumen eine Art Vorläufer der

herbeigesehnten Unabhängigkeit sehen.

Eine ideelle Überfrachtung der grenzna-

hen Kooperationsräume, wie sie in der For-

derung nach einer neuen grenzübergreifen-

den Identität zum Ausdruck kommt, ent-

spricht nicht den Realitäten und wirkt sich

insgesamt eher negativ aus. Sie weckt diffu-

se Ängste bei den politischen Entscheidungs-

trägern in den Hauptstädten und (teilweise)

innerhalb der Kooperationsräume selbst. Sie

verhindert somit letztlich sowohl die Eineb-

nung des Kompetenzgefälles im Hinblick auf

die beteiligten Gebietskörperschaften als

auch eine unverkrampfte und pragmatische

Bearbeitung von politischen und gesell-

schaftlichen Problemen im Rahmen der be-

reits zur Verfügung stehenden Strukturen in

den Kooperationsräumen. Eine wirkungsvol-

le Weiterentwicklung und Vertiefung dieser

Strukturen wird dadurch erschwert. Eine Dis-

kussion um diese Grundsatzfrage sollte of-

fensiv geführt werden, um latente Ängste ab-

zubauen und konzeptionelle Klarheit zu

erlangen.

Statt einer Zusammenfassung: 
Sieben Thesen
Die Zusammenarbeit zwischen den deut-

schen und französischen Grenzregionen ist

ein wesentlicher Bestandteil der Partner-

schaft, die sich zwischen den beiden Staaten

in den Jahrzehnten der Nachkriegszeit ent-

wickelt hat. Daher sind eine Fortentwicklung

der positiven Ansätze und eine Lösung der
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bestehenden Probleme umso wünschens-

werter. Dies wäre nicht nur für die Bürger in

den grenznahen Regionen wichtig, sondern

die Erfahrungen des deutsch-französischen

Grenzraums könnten für andere Grenzräu-

me in Europa weit stärker als Vorbild fungie-

ren, als es heute der Fall ist. Um eine offene

Diskussion zu führen und aus den gewohn-

ten Wahrnehmungsformen auszubrechen,

sollen nachfolgend einige als Thesen formu-

lierte Beobachtungen bewusst zuspitzen:

• Bis heute ist die grenzüberschreitende Zu-

sammenarbeit im Versöhnungsansatz ver-

haftet und hat sich nicht konsequent zu ei-

ner Aktion zugunsten eines Raums im

Herzen Europas entwickelt.

• Die administrativen Strukturen und die

durch die Verwaltung definierten Räume

entsprechen nicht automatisch denjenigen

Einheiten, die eine Eigendynamik und ein

eigenständiges Image entwickeln könn-

ten. 

• Die sozialen, ökonomischen und histori-

schen Asymmetrien in der Region führen

dazu, dass die Motivationen und Interes-

senlagen nicht immer konvergent sind.

Diese Tatsache sollte offen diskutiert wer-

den.

• Es besteht ein ungeklärter Widerspruch

zwischen dem Willen der nationalen Re-

gierungen, die Grenzregionen als eine Art

lokale Experimentierwerkstatt zu betrach-

ten, und dem Wunsch der Regionen selbst,

ihre grenzübergreifende Position zu nut-

zen, um sich selbst als dynamische euro-

päische Region im Zentrum der EU zu po-

sitionieren.

• Die Hindernisse, welche die Mobilität der

Bürger in der Großregion einschränken,

sind administrativer Art (Mangel an regio-

nalen Zuständigkeiten) und vor allem men-

taler Natur (mangelnde Selbstwahrneh-

mung als Teil eines grenzübergreifenden

Raums).

• Die Verknüpfung der beiden großen Ko-

operationsräume Oberrheinkonferenz und

SaarLorLux muss verstärkt werden. Dies

würde den Erfahrungsaustausch verbes-

sern und der gesamten Region von der

Schweizer Grenze bis an die Grenze mit

Luxemburg neue Impulse und Synergie-

effekte verleihen.

• Die Frage der Sprachkompetenzen sollte in

die Diskussionen um die Zukunft der Zu-

sammenarbeit integriert werden. Sie ist

fundamental für die Mobilität auf dem Ar-

beitsmarkt und für eine bessere Zirkulation

von Ideen und Informationen. Ohne Kom-

munikationsgemeinschaft kann es keine

regionale Identität oder Zugehörigkeit ge-

ben.
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